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Organ der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands — O pposition

Z a beziehen durch die Bezirksorganisationen der Partei, 
oder p e r P ost durch Karl Baethke, Berlin-Charlotten- 

burg. Kantstr. 98.

Erscheint vorläufig: monatlich einmal. Inserate werden 
n i c h t  aufgenommen.

-  Eingesandte Artikel werden nicht honoriert

K r  Partellai in KAPD.
Ml ahe «KdUlat nr Hfkmifmt Schließt die Reihen!

.Mrst' Klmrbeh, dann Mehrheit r*
Ein geflügeltes W ort von Karl L iebknecht Viele Prole­

ta rier sprechen es aas, ohne sich der gaazea Tragw eite dieses 
W ortes bewaBt aa  sein. G erade je tz t  zum 1. Mal. ist das 
A n d  O  Jedes freigewerkschaftficheu Arbeiters: „W as wollt 
■ r  deaa?  W ir siad  die M asse aad  Ihr stellt each bloB immer 
abseits.**

D a l diese riesige große Masse «huch ihr eigenes Organi­
sationsprinzip. durch Ihre parlamentarischen Parteien nnd frei- 
gelbea BemfsorganJsatioaen einen vöHg gefesselten Riesen 
d a r s te l t  glauben beute noch sehr viele Proletarier n ich t

ScUedssprachgniBotine nnd Schficbtungszwang. gesteigerte 
Ausbeutung. geringere Bezahlung im Realw ert tro tz  erw iese­
ner Mehrleistung und in deren Gefolge stetig steigende Ver­
elendung, haben noch nicht genüg t das deutsche Proletariat 
z n  eigenen Denken und Handeln zn bringen.

Die Wahlen stehen vor d er Tür. Seiner T rad tion  gemäß 
wird der deutsche P roletarier seinen Stimmzettel in die Urne 
werfen, in der Meinung; dadurch seine elende Lage zn ver- 
bessenL ̂  P>/iS lÄ M Ö Ü p u  Parteien aller Schattierungen 

an d e m ï ï t f w e S * ^ ' 111*™  nich t fehlen lassen, 
■irónir Paft)!«  „W ililen w ’Ph S p TU U Ik* iJP M  «te Stlw* 
men der Protefarier buhte« ihnen das Btaae vom Himmel ber- 
n rte r  .versprechen. Und nach der W ahl wird es im gesamten 
Blätterwalde stiller und stiller werden, sind doch die Paria- 
uKutsmandate gesichert Der Kuhhandel in den Parlam enten 
begfcnt; das Objekt dieses Handels aber sind die Proletarier.

W ie w ar es bisher?
Seit der deutschen, typisch deutschen Revolution, hat das 

deutsche Proletariat schon des öftegHUgewählt Es h a t,g e ­
wählt u n te r, der Bewachung von Noskiden, die mit Hand­
granaten bewaffnet w aren, weil der W eg des Spartakusbundes 
ihnen zu beschwerlich erschien.

* Die Noskedemokratfe,.d. k. der Stimmzettel, w ar g e f  a h r -  
l o s e r  n n d  b e q u e m e r  als der notwendige Einsatz der 
ganzen Person jedes Einzelnen für das Z i e l  d e r  K l a s s e .

Zum Sozialismus, zur Gemein- 1 nnd Bedarfswirtschaft, 
sollte sowohl der W eg von Spartakus als auck der der Kaiser- 
Sozialisten führen; also machten e s  die deutschen Prole­
tarier mit dem Stimmzettel.. S

.D ie langjährige Periode kapitalistischer Ahlwärtsentwlck- 
teng vor dem Kriege hatte dte Sozialdemokratie zn einer 
Organisation werden lassen, in der das revolutionäre W ort 
eben nur noch als W o r t  als Phrase, als Aushängeschild ge­
braucht und benutzt wurde.

Der Krieg brachte die Entscheidung-^ Doch auch d e  USP„ 
dtese Partei der Dezembermänner, wie sie Liebknecht nannte, 
w ar nur ein verspäteter Sprofi. der bald zurückkehrte in den 
Schoft der Väter. Selbst der Spartakusbund, der sich aui sei­
nem Gründungsparteitag gegen die opportunistische, parlamen­
tarische Betätigung aussprach und darin auch d e  W urzel der 
Versumpfung einer Organisation mitsah. bfieb nicht von der 
parlamentarischen Seuche verschont

Aus Ihm schälte sich der proletarische, zielklare Kern her­
aus. der durch sein revolutionäres Prinzip

v o n  u n t e n  a u f  '  . ~
dte W iedergeburt der revo lu tionär«  Arbeiterbewegung dar- 
steOte. Gegen eine 'W elt von Feinden, V erlacht . bfekäm&K, 
verachtet von d e r  sogenannten groBen Masse, kämpfte die
K om m unistische A rbeiter - P a rte i am  Ihr 

P rinzip , am  das P rin zip  der K lasse , 
von a a tea  auf.

In F irstenw alde

“  Son£ 5 £ . - d? '  ^  ^  m  o f r .  i

WHC*. L.ÉT1  ^  , . s  d « . I * « . .

KPD- RFB. und K'JVD. sind besonders dazu eingeladen.
Etabenifer: Ortsgruppe Fürstenwalde 

A r  KAP. und AAU.-OpposMou.

r An Ule Genossen aber, dte während des K an tfe s  beiseite 
traten, ergebt scharf und eindringlich d er Ruf:

S tärk t die Kommunistische Arbeiter-Partei, dte Partei der 
Revolution in ihrem Kamp! gegen dte parlamentarischen Führer- 
orgaaisatioueu. Helft sie  ungeachtet aller Schwierigkeiten er- 
halteu a b  das scharfe Schw ert der Revolution. •

. . Schließt erneut die Reihen! "  
K o m m u n istisch erer  befter-Pnrtel;., 

D eu tseh laad s — O pposition  "* 
A llgem ein e A rbeiter-U nion  
D eutsch land s — O pposition

Dte P roletarier der KPD. und Leser der „Roten Fahne" 
sollten sich doch mal an den Kopf fassen und überlegen, ob 
nicht Rosa Luxemburg recht h a t t e  mit dem Blechschild.

1  uJ S 2 T o S i « Ä !  e S ä i i Ä .  Ï  Mo“ '  »  

1  Siuon* “* 

l̂VK2rS^eHÏÏ*̂ S.132rrei“t ta Mo“' s"*Mt
7. Unterbezirk: Jeden 1. n! 3. Sonnabend im Monat Sitzunu im 

Lokal W estp h n t’ScUoBstr. 3t. •

S eit .1520 kämpft die KPD„ um die Gewerkschaften zu 
-revolutionieren“, versucht sie. die Bonzensessel mit ihren Ge­
nossen an  Stelle der Sozialdemokraten zu besetzen. Nachdem 
3 Jahre lang e ro b e r t“  worden w ar, stellte man fest, daß der 
Einfluß der KPD. innerhalb der Gewerkschaften fast ver­
schwunden w ar. Die „Oppositionellen“ waren von der Büro­
kratie hinausgeworfen oder mit Funktionen versehen worden, 
in denen sie sich äußerst schnell zur SPD. entwickeln maßten 
U nu einige Beispiele zu nennen, seien Peter Kasper, Berlin. 
Putz. Remscheid. Siegmund, Chemnitz aus der Ungen Reihe ber und für den gesamten Inhalt verantwortlich 
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zu erwarten, daü die Beschlüsse zur Differenzfrage im Sinne 
des Geschäftsführenden Haupt-Ausschusses erledigt würden. 
Das ist jedoch nicht geschehen; unter dem Druck der poli­
tischen Argumente der Opposition innerhalb der P artei- ver-‘ 
standen sich die in die Enge getriebenen Körperschaften zu 
Zugeständnissen, die von der Parteitagsmehrheit mitgemacht 
wurden und die in den. auUer den Thesen des GHA...ange­
nommenen Entschließungen ihren Ausdruck fanden. ■

Es soll vorweg gesagt werden: nur unter Berücksichti- 
gujMt des Kräfteverhältnisses werden die von unserem Stand­
punkt aus unzulänglichen Beschlüsse verständlich; noch mehr, 
die Tatsache, daß die an Zaht ̂ chw^dmQt-^>yti»r) dgr Partei- 
tägsmehrheit diese Z ugesW  ‘ w lflÉ B ii*  U u iw c is t
ihre ideoliifatepiu: S tärke
Unzulänglichkeit ein tn  gewissen W ert. Hier w ird zugleich 

-Her Beweis erbrächt, daß politisch«? Fragen eben HTcht mir .tiit 
^organisatorischen Mehrheiten gelöst'werden können, wenn das 
-Recht aut der Seite der Minderheit ist.

• Die der Reihe nach angenommenen Entschließungen stellen 
also das Ergebnis eines stundenlangen, erbitterten Ringens 
der Reichsopposityyyoit der Parteitagsmehrheit d ar; nur so be­
trachtet. können sie eine gerechte Würdigung erfahren.

.. Trotzdem muß zu den Beschlüssen einiges gesagt werden. 
Wir verzichten darauf, noch einmal ausführlich zu. den Thesen 
des (iHA. Stellung zu nehmen; das ist bereits in d e r vorigen 
Nummer des kom m unistischen Arbeiter“ geschehen. Es 
genügt, noch 'einmal darauf hinzuweisen, daß die Stelle, wo es 
heißt: „Die Mandatsfrage im Falle Schwarz w ar und ist keine 
Angelegenheit der Partei“; ein widerspruchsvoller Unsinn ist 
Das Gegenteil hiervon wird allein dadurch bewiesen, daß 
dieser ra ll ein stundenlanger Tagesordnungspunkt des Partei­
tages war. von dem cs in der Entschließung der Berliner 
Delegation nicht nur heißt, daß er ..nur ein Glied in der Kette 
dieser Politik (mit der ..Ifntsch. Linken“. D. Red.) w ar“, sondern

r* ''t'uScr Vcrsuch die P artei so s t a r k  b e l a s t e t e ,  daß 
die (jefahr eines organisatorischen Zusammenbruchs und poli­
tischer Verwirrung in greifbare Nähe geruckt w ar“.-

Also doch ein—fcall der Partei und, wie es nach diesen 
Worten scheint, sogar ein schwerer.

Durch die Annahme der*CHA.-Thesen hat der Parteitag 
d e n  Funktionären Absolution erteilt, die Schwarz e rs t die 
Anregung zu seinem Verhalten gaben und ih n  in den Stand 
setzten« die Frage der Nichtnicdcrlcgung vor der Partei zu 
stellen. Daß das so w ar, beweist die diesbezügliche Fest­
stellung der s. Zt. vom Zentralausschuß eingesetzten Kontroll­
kommission. die sich mit den Behauptungen der Opposition 
deckt. Auch die Opposition hat nie behauptet, daß diese Er­
munterung gegenüber Schwarz, sein Mandat beizubehalten. vom 
(jHA. ausgegangen ist; uns erschien es schon genügend be­

lastend. daß sie überhaupt von verantwortlichen Parteifunktio­
nären, ausging. Trotzdem sehen w ir es als einen Fortschritt 
an. wenn.der Referent des GHA. in seinem Referat! ..Aufgaben 
*Jcr Partei'’ (KAZ. Nr. 31) die Frage aufwirft, ob denn die 
Kontrollkommission mit Funktionären der KAP. den GHA. gc- 
gemeint habe, und ..sie-dann im selben Moment verneinte. In 
der Feststellung/ daß die Anregung n i c h t  vom GHA. aus- 
p h  »nKj nn erblicken wir das Bekenntnis desehem aligen  

«  . ®ine so,che Handlungsweise mit def"Stellung eines 
KAP.-Funktionärs nicht in Einklang zu bringen ist. Trotz der 
vom Parteitag erteilten Absolution nehmen wir übrigens gern 
an. daB es keinem der beteiligten Funktionäre jemals einfallen 
w irA b e i einem künftigen Falle ähnlich zu handeln.

- Mit der Entschließung der Berliner Delegation hat es 
jedoch noch eine besondere Bewandtnis. Hier wird unzweifel- 
? »  ca1S Pres,l*egründen der Versuch gemacht, den Sünden#^ 
taH Schwarz mit der gesamten Politik gegenüber der EL. zu 
\erquicken. Zwischen dem Versuch, eine Gruppe revolu­
tionärer A rbeiter,auf konstruktivem Wege dér Partei anzu- 
gnedern und dem Verhalten gegenüber dem parlam entart»  
5 S  , rer,  ,wir?1 hier Kar kein Unterschied gemacht, ob-. 

f  *u ,sti daß ein so,cher möglich w ar, weil ja der
..i-aH Schwarz“ nicht notwendig ein Glied, in d e r Kette der 
konstruktiven Angliederungspolitik sein mußte. Hätte sich 
also die P artei f ü r  die Arbeiter der EL. und g e g e n  den 
P ™ T en,anschen Fö,lrer- d er sein W ort gebrochen hatte, ent- 
schieden upd nicht umgekehrt, brauchte die Politik in der 
Richtung äuf konstruktiver Angliederung noch lange nicht 
falsch zu sein W ir sind die letzten, die d i e s e r  Politik ein 
uneingeschränktes Loblied singen wollen; sicherlich sind auch 
hierbei genügend Fehler gemacht »-orden, schon insoweit, 
S  zwischen. KAP. und EL. vom Anfang bis
2 Ï Ï  ^{ld®.,a s r 1aussch,icßlich W erk der Instanzen war. Das 
w ar aljerdings kein spezieller Felder der Kf rperschaften._sonr J  
dern ein Ausdruck d e r  Schwäche der Ges>m tpartei, die da-1


